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§ 1 
Firma, Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma:  

 
TuTech Innovation GmbH.  

 
(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Hamburg. 

 
 
 

§2 
Gegenstand der Gesellschaft 

 

(1) Gegenstand der Gesellschaft sind 

- die Förderung des Standortes Hamburg im Bereich der 
technologischen Forschung und der technologieorientierten 
Wirtschaftstätigkeit,  

- die Unterstützung des Technologie- und Wissenstransfers 
zwischen der Technischen Universität Hamburg-Harburg, den 
anderen Hamburger Hochschulen, sonstigen 
Forschungseinrichtungen und privaten Wirtschaftsunternehmen, 

- die Akquisition, Durchführung und Abrechnung von Forschungs- 
und Entwicklungsaufträgen privater Wirtschaftsunternehmen und 
anderer Auftraggeber sowie die Projektierung und Koordination 
sonstiger wissenschaftlicher Vorhaben, 

- der Aufbau und Betrieb eines technologischen 
Kompetenzzentrums, 

- die Unterstützung der Technischen Universität Hamburg-Harburg, 
der anderen Hamburger Hochschulen und Dritter bei der 
Sicherung und Verwertung von Schutzrechten, 

- die Unterstützung kleiner und mittelständischer Unternehmen im 
Hinblick auf die Anwendung und Verwertung neuer Technologien 
durch Beratung und weitere Leistungen, 

- die Unterstützung von Existenzgründern mit 
technologieorientierten Geschäftskonzepten durch Beratung und 
weitere Leistungen, 

- die Organisation und Durchführung von Veranstaltungen wie 
Messen, Kongresse und wissenschaftliche Symposien sowie 

- die Organisation und Durchführung von Weiterbildungs- und 
Trainingsmaßnahmen hinsichtlich neuer Technologien und deren 
wirtschaftlicher Anwendung und Verwertung. 
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(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, sämtliche Geschäfte durchzuführen, die 
geeignet sind, den Gesellschaftszweck zu fördern. Sie darf insbesondere 
Kooperationen mit Dritten eingehen, sich an anderen Unternehmen 
beteiligen und Tochtergesellschaften gründen. 

 
 
 

§3 
Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt € 102.450,00. Es ist in voller Höhe 
geleistet. 
 
 
 
 

§4 
Verfassung der Gesellschaft 

 
Die Organe der Gesellschaft sind 
 

- der oder die Geschäftsführer, 

- der Aufsichtsrat, 

- die Gesellschafterversammlung . 
 
 
 

§5 
Geschäftsführung 

 
Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. 
 
 
 

§6 
Vertretung der Gesellschaft 

 
(1) Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt dieser die Gesellschaft 

allein.  
 

(2) Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch 
zwei Geschäftsführer gemeinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer 
zusammen mit einem Prokuristen vertreten. 
 

(3) Durch Beschluß der Gesellschafterversammlung können die 
Geschäftsführer von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit werden. 
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§7 
Aufsichtsrat 

 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern. Die Gesellschafterin Freie 

und Hansestadt Hamburg und die Gesellschafterin Technische Universität 
Hamburg-Harburg sind berechtigt, je zwei Mitglieder des Aufsichtsrates zu 
benennen (Entsendungsrecht). 

 
(2) Die Aufsichtsratsmitglieder können nicht für längere Zeit als bis zur 

Beendigung der Gesellschafterversammlung bestellt werden, die über die 
Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit 
beschließt. Eine Wiederbestellung ist zulässig. 
 

(3) Für jedes Aufsichtsratsmitglied kann ein Ersatzmitglied bestellt werden, 
das bei Ausscheiden des betreffenden Mitglieds für dessen restliche 
Amtszeit an seine Stelle tritt. Das Entsendungsrecht der 
Gesellschafterinnen Freie und Hansestadt Hamburg und Technische 
Universität Hamburg-Harburg bezieht sich auch auf die Bestellung von 
Ersatzmitgliedern für die von Ihnen benannten Aufsichtsratsmitglieder. Im 
Falle des vorzeitigen Ausscheidens eines Aufsichtsratsmitgliedes kann, 
falls ein Ersatzmitglied nicht bestellt ist, ein neues Mitglied nur für den 
Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds bestellt werden. 

 
(4) Der Aufsichtsrat wählt zu Beginn seiner Amtszeit aus seiner Mitte ein von 

der Technischen Universität Hamburg-Harburg entsandtes Mitglied zum 
Vorsitzenden und ein von der Freien und Hansestadt Hamburg entsandtes 
Mitglied zu dessen Stellvertreter. Scheidet der Vorsitzende oder dessen 
Stellvertreter aus seinem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich 
eine Ersatzwahl nach Maßgabe von Satz 1 vorzunehmen. Erfolgt die Wahl 
durch den Aufsichtsrat nicht innerhalb eines Monats nach Beginn der 
Amtszeit bzw. nach dem Ausscheiden aus dem Amt, so wählt die 
Gesellschafterversammlung den Vorsitzenden des Aufsichtsrats und 
dessen Stellvertreter nach Maßgabe von Satz 1. 

 
(5) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 
(6) Soweit weder dieser Gesellschaftsvertrag noch die Geschäftsordnung des 

Aufsichtsrates eine Regelung vorsehen, gelten für den Aufsichtsrat die 
aktienrechtlichen Vorschriften. 

 
 
 

§8 
Aufgaben des Aufsichtsrats 

 
(1) Der Aufsichtsrat berät die Geschäftsführer und überwacht deren 

Geschäftsführung. Er erläßt eine Geschäftsanweisung für die 
Geschäftsführung der Gesellschaft, die die Planungs- und 
Berichtspflichten der Geschäftsführung regelt und festlegt, welche 
Geschäfte der Zustimmung des Aufsichtsrates bedürfen. 
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(2) Dem Aufsichtsrat obliegt die Bestellung, Anstellung und Abberufung der 

Geschäftsführer. Die Bestellung erfolgt auf höchstens fünf Jahre, eine 
wiederholte Bestellung ist zulässig. Das Erfordernis eines 
Gesellschafterbeschlusses über die Bedingungen der Anstellungsverträge 
(§ 10 Ziff. 2 lit. j) bleibt unberührt. 

 
(3) Der Zustimmung des Aufsichtsrates bedürfen 

 
a) die Bestellung und Abberufung von Prokuristen (eine Einzelprokura darf 

nicht erteilt werden), 
b) der Wirtschaftsplan und seine Änderungen, 
c) der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von Grundstücken oder 

grundstücksgleichen Rechten ab einer vom Aufsichtsrat zu bestimmenden 
Wertgrenze, 

d) der Abschluß, die Änderung und die Aufhebung von Miet- und 
Pachtverträgen ab einer vom Aufsichtsrat zu bestimmenden Wertgrenze, 

e) die Aufnahme von Krediten sowie die Gewährung von Darlehen ab einer 
vom Aufsichtsrat zu bestimmenden Wertgrenze, 

f) die Übernahme von Bürgschaft en, Garantien sowie sonstigen 
Verpflichtungen zum Einstehen für fremde Verbindlichkeiten ab einer vom 
Aufsichtsrat zu bestimmenden Wertgrenze, 

g) die allgemeinen Vereinbarungen und Maßnahmen zur Regelung der 
arbeits- und versorgungsrechtlichen Verhältnisse der Beschäftigten, 

h) der Erwerb, die Veräußerung sowie die Belastung von 
Beteiligungsrechten, die Errichtung von Tochtergesellschaften und 
Zweigniederlassungen sowie der Abschluß von Kooperationsverträgen mit 
anderen Unternehmen und Institutionen, 

i) der Abschluß, die Änderung und die Aufhebung von Verträgen mit 
besonderer Bedeutung, namentlich von solchen mit der Freien und 
Hansestadt Hamburg, 

j) die Anlage von Barmitteln in anderer Form als in Fest- oder 
Termingeldern, 

k) Rechtsgeschäfte, an denen Aufsichtsratsmitglieder persönlich oder als 
Vertreter einer Handelsgesellschaft oder einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts wirtschaftlich beteiligt sind. 

l) die Einstellung oder Höherstufung von Angestellten nach 
Vergütungsgruppe Ia BAT und darüber bzw. mit vergleichbaren 
Vergütungen oder nach Sonderdienstverträgen sowie wesentliche 
Änderungen der Vertragsbedingungen dieser Angestellten, 

m) die Gewährung von Lohn- und Gehaltsvorschüssen, soweit diese über 
den Rahmen der für die Bediensteten der Freien und Hansestadt 
Hamburg geltenden Vorschußrichtlinien hinausgehen, 

n) die Einleitung von Rechtsstreitigkeiten gegen die Freie und Hansestadt 
Hamburg (oder Unternehmen, an denen die Freie und Hansestadt 
Hamburg mehrheitlich beteiligt ist) sowie die Einleitung von 
Rechtsstreitigkeiten von grundsätzlicher Bedeutung oder mit einem vom 
Aufsichtsrat zu bestimmenden Mindeststreitwert, 

o) die Gewährung von Spenden, Schenkungen und sonstigen Zuwendungen 
ab einer vom Aufsichtsrat zu bestimmenden Wertgrenze, 
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p) die Wahrnehmung der Gesellschafterrechte bei Tochtergesellschaften und 
wichtigen Beteiligungsgesellschaften, soweit sie von besonderer 
Bedeutung sind, 

q) die Übernahme neuer Aufgaben, 
r) die Annahme, Durchführung und Abrechnung von Forschungs- und 

Entwicklungsaufträgen privater Wirtschaftsunternehmen ab einer vom 
Aufsichtsrat zu bestimmenden Wertgrenze, 

s) die Projektierung und Projektkoordination bei Bau und Betrieb von 
Pilotanlagen im halbindustriellen Maßstab ab einer vom Aufsichtsrat zu 
bestimmenden Wertgrenze. 

 
 
 

§9 
Beschlußfassung durch den Aufsichtsrat 

 
(1) Der Aufsichtsrat ist nur beschlußfähig, wenn mindestens drei Mitglieder an 

der Beschlußfassung entweder selbst teilnehmen oder schriftliche 
Stimmabgaben durch ein anderes Mitglied des Aufsichtsrates überreichen 
lassen. Die Mitglieder des Aufsichtsrates können sich nicht vertreten 
lassen. 

 
(2) Beschlüsse des Aufsichtsrates können auch schriftlich, per Telefax, per E-

mail oder im Rahmen einer Telefonkonferenz gefaßt werden, wenn keines 
der Mitglieder des Aufsichtsrates diesem Verfahren widerspricht. 

 
(3) Der Aufsichtsrat faßt seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. 

Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Nimmt dieser nicht an der 
Beschlußfassung teil, so entscheidet die Stimme seines Stellvertreters.  
 

(4) Über jeden Beschluß des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift 
anzufertigen. Die Einzelheiten, ebenso wie die Einberufung von Sitzungen 
des Aufsichtsrates, regelt der Aufsichtsrat in seiner Geschäftsordnung. 

 
 
 

§10 
Gesellschafterversammlung 

 
(1) Für die Einberufung und Abhaltung einer Gesellschafterversammlung 

sowie die Gesellschafterbeschlüsse gelten die gesetzlichen 
Bestimmungen. 

 
(2) Die Gesellschafterversammlung beschließt über 

 
a. die Feststellung des Jahresabschlusses, die Genehmigung des 

Lageberichts und die Verwendung des Jahresergebnisses der 
Gesellschaft, 
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b. die Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder und der Geschäftsführer, 
 

c. die Wahl der Abschlußprüfer, 
 

d. Satzungsänderungen, 
 

e. Umwandlungsmaßnahmen, 
 

f. den Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von 
Beteiligungsrechten an anderen Unternehmen, sofern es sich um 
eine Beteiligung mit mehr als 25 % des Grund- oder Stammkapitals 
handelt, 
 

g. den Abschluß von Unternehmensverträgen, 
 

h. die Bestellung und Abberufung von Mitgliedern des Aufsichtsrates, 
soweit nicht ein Entsendungsrecht der Gesellschafter besteht, 
 

i. in den Fällen des § 7 Ziff. 4 Satz 3 über die Wahl des Vorsitzenden 
des Aufsichtsrates und seines Stellvertreters, 
 

j. die Zahl der Geschäftsführer und die Bedingungen der 
Anstellungsverträge sowie deren Änderung, 
 

k. die Zustimmung zur Verfügung über Geschäftsanteile oder über Teile 
von solchen und 
 

l. die Auflösung der Gesellschaft. 
 

 
(3) Die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung kommen mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen zustande, soweit nicht die Satzung 
oder das Gesetz zwingend eine andere Mehrheit vorschreiben. Je € 50,00 
des Nennbetrages eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme. 
Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen gelten als nicht abgegebene 
Stimmen. 

 
(4) Über jede Gesellschafterversammlung und jede Beschlußfassung 

außerhalb einer Gesellschafterversammlung ist von der Geschäftsführung 
unverzüglich ein Protokoll anzufertigen und zu unterzeichnen, welches 
mindestens die Feststellung der Wahrung der Formen und Fristen der 
Einberufung oder den Verzicht aller Gesellschafter darauf sowie die 
Anwesenden, die gestellten Anträge und die gefaßten Beschlüsse unter 
Angabe der an der Beschlußfassung Teilnehmenden und des 
Stimmenverhältnisses enthalten muß. Jedem Gesellschafter ist 
unverzüglich eine Protokollabschrift zu übersenden. 
 

(5) Die Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit von Gesellschafterbeschlüssen kann 
durch Klage nur innerhalb von sechs Wochen geltend gemacht werden, 
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nachdem der Gesellschafter das Protokoll über die Beschlußfassung 
erhalten hat 

 
 
 

§ 11 
Verfügungen über Geschäftsanteile 

 
Zur Verfügung über Geschäftsanteile oder Teile eines Geschäftsanteils ist die 
Zustimmung aller Mitgesellschafter erforderlich. Dies gilt insbesondere für 
Abtretungen und Belastungen, aber auch für Unterbeteiligungen, 
Treuhandverhältnisse und sonstige Vereinbarungen, die Dritten Rechte 
einräumen. 
 
 
 

§12 
Geschäftsjahr 

 
Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 
 
 
 

§ 13 
Jahresabschluß 

 
(1) Die Geschäftsführung hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres 

für das vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluß und den 
Lagebericht aufzustellen und dem Abschlußprüfer vorzulegen. Für die 
Aufstellung und Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 
sind die Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für 
große Kapitalgesellschaften anzuwenden. Nach der Prüfung durch den 
Abschlußprüfer legt die Geschäftsführung unverzüglich den 
Jahresabschluß, den Lagebericht, den Prüfungsbericht und einen 
Vorschlag für die Verwendung des Jahresergebnisses zusammen mit 
einer schriftlichen Stellungnahme dem Aufsichtsrat vor. 

 
(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluß, den Lagebericht und den 

Vorschlag für die Verwendung des Jahresergebnisses zu prüfen und 
hierüber schriftlich an die Gesellschafterversammlung zu berichten. 

 
(3) Die Gesellschafterversammlung hat in den ersten acht Monaten des 

neuen Geschäftsjahres über die Feststellung des Jahresabschlusses, die 
Genehmigung des Lageberichts, die Verwendung des Jahresergebnisses 
und die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates und der 
Geschäftsführung zu beschließen. 
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§14 

Sonderrechte der Freien und Hansestadt Hamburg 
 

(1) Die für die Finanzen zuständige Behörde der Freien und Hansestadt 
Hamburg ist berechtigt, sich von der Ordnungsmäßigkeit und der 
Zweckmäßigkeit des Geschäftsgebarens der Gesellschaft zu überzeugen. 
Sie kann dazu durch Beauftragte Einsicht in den Betrieb und in die Bücher 
und Schriften nehmen. 

(2) Die Freie und Hansestadt Hamburg nimmt die Rechte aus § 53 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes in Anspruch. Dem Rechnungshof der 
Freien und Hansestadt stehen die Rechte aus § 54 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes zu. 

(3) Beschlüsse der Gesellschafterversammlung über folgende Gegenstände 
dürfen nicht gegen die Stimmen der Freien und Hansestadt Hamburg 
gefaßt werden: 

a) die Beteiligung der Gesellschaft an einem anderen Unternehmen mit 
mehr als 25 % des Grund- oder Stammkapitals, die Erhöhung einer 
solchen Beteiligung und die vollständige oder teilweise Veräußerung 
einer solchen Beteiligung (wobei die Freie und Hansestadt Hamburg 
einer solchen Beteiligung nur zustimmen wird, wenn in der Satzung 
oder im Gesellschaftsvertrag des Zielunternehmens die in Ziff. 1 und 
2 genannten Rechte festgelegt sind und bestimmt wird, daß der 
Jahresabschluß und der Lagebericht entsprechend den Vorschriften 
für große Kapitalgesellschaften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches aufzustellen und zu prüfen sind), 

b) die Feststellung des Jahresabschlusses, die Genehmigung des 
Lageberichts und die Entscheidung über die Verwendung des 
Jahresergebnisses, 

c) die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates und der 
Geschäftsführung. 

d) die Wahl der Abschlußprüfer und 
e) die Festlegung der Zahl der Geschäftsführer und der Bedingungen 

der Anstellungsverträge der Geschäftsführer. 
 

(4) Beschlüsse des Aufsichtsrates über folgende Gegenstände dürfen nicht 
gegen die Stimmen der von der Freien und Hansestadt Hamburg 
entsandten Aufsichtsratsmitglieder gefaßt werden: 

a) die Bestellung und Abberufung von Prokuristen, 
b) der Wirtschaftsplan und seine Änderungen, 
c) der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von Grundstücken 

oder grundstückgleichen Rechten ab einer vom Aufsichtsrat zu 
bestimmenden Wertgrenze, 

d) der Abschluß, die Änderung und die Aufhebung von Miet- und 
Pachtverträgen ab einer vom Aufsichtsrat zu bestimmenden 
Wertgrenze, 

e) die Aufnahme von Krediten sowie die Gewährung von Darlehen ab 
einer vom Aufsichtsrat zu bestimmenden Wertgrenze, 

f) die Übernahme von Bürgschaften, Garantien sowie sonstigen 
Verpflichtungen zum Einstehen für fremde Verbindlichkeiten ab einer 
vom Aufsichtsrat zu bestimmenden Wertgrenze, 
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g) der Abschluß, die Änderung und die Aufhebung von Verträgen mit 
besonderer Bedeutung, namentlich von solchen mit der Freien und 
Hansestadt Hamburg, 

h) die Einleitung von Rechtsstreitigkeiten gegen die Freie und 
Hansestadt Hamburg (oder Unternehmen, an denen die Freie und 
Hansestadt Hamburg mehrheitlich beteiligt ist) sowie die Einleitung 
von Rechtsstreitigkeiten von grundsätzlicher Bedeutung oder mit 
einem vom Aufsichtsrat zu bestimmenden Mindeststreitwert, 

i) die Wahrnehmung der Gesellschafterrechte bei 
Tochtergesellschaften und wichtigen Beteiligungsgesellschaften, 
soweit diese von besonderer Bedeutung sind. 

j) die Übernahme neuer Aufgaben, 
k) die Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat und deren Änderung sowie 
l) die Geschäftsanweisung des Aufsichtsrats für die Geschäftsführung 

und deren Änderung. 
 
 
 

§ 15 
Bekanntmachungen 

 
 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im amtlichen Anzeiger, Teil II 
des Hamburgischen Gesetz- und Verordnungsblattes, veröffentlicht. 
 
 
 

§ 16 
Schlußbestimmungen 

 
(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages ganz oder 

teilweise unwirksam oder nichtig sein oder werden, so wird hierdurch die 
Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die unwirksame oder 
nichtige Bestimmung ist durch eine rechtsgültige Regelung zu ersetzen, 
die dem von den Gesellschaftern erkennbar angestrebten wirtschaftlichen 
Zweck so nahe wie möglich kommt. Entsprechendes gilt, falls eine 
Regelungslücke in diesem Gesellschaftsvertrag besteht. 

 
(2) Die Kosten dieses Gesellschaftsvertrages und seiner Durchführung trägt 

die Gesellschaft. 
 
 
Dieses Dokument ist eine Abschrift des Originalvertrages zur UR.Nr. 1102/2004 A: 
„Gesellschaftsvertrag der Gesellschaft in Firma TuTech Innovation GmbH“ 
 


